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Erbschein wird nicht ausgewiesen, daß der überlebende Ehe­
gatte neben seinem gesetzlichen Erbteil die zum ehelichen 
Haushalt gehörenden Gegenstände erbt (§ 365 Abs. 1 Satz 3 
ZGB). Er enthält auch keine Angaben über Teilungsanord­
nungen, Vermächtnisse, Auflagen und Testamentsvollstrek- 
kungen.45 Daraus folgt, daß aus einem Erbschein nichts be­
züglich des Bestehens oder Nichtbestehens solcher Rechte ab­
geleitet werden kann.

Gegen einen Erbschein oder gegen die Zurückweisung 
eines Antrags auf Erteilung eines Erbscheins kann unbefristet 
Beschwerde eingelegt werden. Wird ihr vom Staatlichen No­
tariat nicht stattgegeben, muß das Kreisgericht darüber ent­
scheiden. Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht 
zulässig (vgl. §§ 16, 17 NG; § 59 GVG).46

Streitigkeiten über das Bestehen und die Größe eines 
Erbrechts (Erbteils) und darüber, welche Haushaltsgegen­
stände nach § 365 Abs. 1 Satz 3 ZGB dem überlebenden Ehe­
gatten zustehen, sowie Streitigkeiten über die Wirksamkeit 
von Teilungsanordnungen, Vermächtnissen, Auflagen und 
über das Bestehen von Testamentsvollstreckungen werden auf 
der Grundlage von Klagen durch die Gerichte entschieden. 
Diese sind bei ihrer Entscheidung nicht an die vom Staatli­
chen Notariat im Erbscheinsverfahren vorgenommene Aus­
legung eines Testaments und an den Erbschein selbst gebun­
den.47 Sie sind auch nicht an einen Beschluß des Kreisgerichts 
gebunden, durch den gemäß § 59 GVG über eine im Erb­
scheinsverfahren erhobene Beschwerde endgültig entschieden 
worden war.48

Aufhebung der Erbengemeinschaft

Allgemeine Voraussetzungen 
Steht der Nachlaß mehreren Erben zu, dann kann nach § 423 
Abs. 1 ZGB jeder Erbe die Aufhebung der Erbengemeinschaft 
verlangen. Es ist also grundsätzlich die Aufhebung von 
Erbengemeinschaften anzustreben. Die Art der Aufteilung des 
Nachlasses sollen die Erben -im gegenseitigen Einvernehmen 
festlegen (§423 Abs. 3 Satz 2 ZGB). In den meisten Fällen 
werden sie eine Erbauseinandersetzung vereinbaren.

Die Erben sollten möglichst den gesamten Nachlaß teilen, 
wenn auch eine Erbauseinandersetzung über einzelne Nach­
laßgegenstände nach § 425 Abs. 1 Satz 3 ZGB zulässig ist. 
Nach dieser Bestimmung kann der Antrag auf Vermittlung 
der Aufteilung des Nachlasses durch das Staatliche Notariat 
auch für einen Teil davon gestellt werden. •§ 425 Abs. X Satz 3 
ZGB ist über das notarielle Vermittlungsverfahren hinaus 
auch dann entsprechend anwendbar, wenn die Erbauseinan­
dersetzung durch Einigung der Beteiligten oder im gericht­
lichen Verfahren vorgenommen werden soll. Die beabsich­
tigte Beschränkung der Erbauseinandersetzung auf einen Teil 
des Nachlasses kann jedoch einen Rechtsmißbrauch darstellen 
und deshalb nach § 15 Abs. 2 ZGB unzulässig sein, wenn da­
durch die Rechte von Miterben oder anderen Personen — ins­
besondere Nachlaßgläubigern — beeinträchtigt würden.49 Ein 
solcher Fall läge z. B. dann vor, wenn beabsichtigt wird, 
sämtliche zur Erbschaft gehörenden Ersparnisse und Bank­
guthaben aufzuteilen, so daß für die Instandsetzung eines 
reparaturbedürftigen Nachlaßgrundstücks, hinsichtlich dessen 
die Erbengemeinschaft vorerst bestehen bleiben soll, keine 
verfügbaren Geldmittel mehr zur Verfügung stehen würden.

An die in einem Testament enthaltenen Teilungsanordnun­
gen (vgl. § 371 Abs. I ZGB) sind die Erben grundsätzlich ge­
bunden. Sie können jedoch im gegenseitigen Einvernehmen 
den Nachlaß auch abweichend davon verteilen. Zu beachten 
ist, daß eine Teilungsanordnung noch nicht den Übergang des 
Eigentums an einzelnen Nachlaßgegenständen auf bestimmte 
Erben oder Bedachte bewirkt. Das Alleineigentum des be­
treffenden Erben an den in einer Teilungsanordnung genann­
ten Gegenständen kann erst durch eine vertragliche Verein­
barung sämtlicher Miterben erworben werden, nämlich durch 
die Erbauseinandersetzung, bei der fehlende Willenserklä­
rungen von Miterben durch ein Urteil (§ 129 ZPO) oder durch 
eine notarielle Entscheidung (§ 427 ZGB) ersetzt werden 
können.50

Vermittlung der Aufteilung des Nachlasses
durch das Staatliche Notariat 

Das Staatliche Notariat kann die Aufteilung des Nachlasses 
vermitteln und — falls eine Einigung der Miterben scheitert — 
über die Teilung der Erbschaft entscheiden (vgl. §§ 425 bis 
427 ZGB i. V. m. §§ 34 bis 36 NG). Da es sich bei diesem Ver­
fahren nicht um einen Rechtsstreit handelt, stehen sich die 
Miterben — wie auch die Beteiligten in allen anderen Nota­
riatsangelegenheiten — nicht als Prozeßparteien gegen­
über.51

Nach § 425 Abs. I Satz 2 ZGB darf eine solche Vermittlung 
nur dann erfolgen, wenn ein zum Nachlaß gehörender Anteil 
am gemeinschaftlichen ehelichen Eigentum unstreitig oder 
rechtskräftig festgestellt ist. In den meisten Fällen gehen die 
Beteiligten von der Regel des § 39 Abs. 1 Satz 1 FGB aus und 
einigen sich dahin, daß das gemeinschaftliche eheliche Eigen­
tum (ohne Berücksichtigung der zum ehelichen Haushalt ge­
hörenden Gegenstände) zur Hälfte zum Nachlaß des verstor­
benen Ehepartners gehört und zur Hälfte dem überlebenden 
Ehegatten zusteht. Einigen sich jedoch der überlebende Ehe­
gatte und die Erben nicht über die Größe der Anteile, dann 
kann eine Entscheidung nur vom Gericht — nicht aber vom 
Staatlichen Notariat — getroffen werden (vgl. § 365 Abs. 3 
Satz 2 ZGB i. V. m. §39 Abs. 1 und 2 FGB). Es -ist deshalb 
nicht Aufgabe des Staatlichen Notariats, diese Anteile klarzu­
stellen.52 53

Einigen sich die Miterben im Vermittlungsverfahren nicht, 
dann hat das Staatliche Notariat gemäß § 427 ZGB -i. V. m. § 36 
NG über die Aufteilung des Nachlasses zu beschließen. Dabei 
ist über sämtliche Nachlaßgegenstände (Grundstücke, recht­
lich selbständige Gebäude, bewegliche Sachen, Forderungen 
und andere Rechte — z. B. auch über AWG-Anteile), für die 
die Vermittlung beantragt war und über die keine Einigung 
erzielt werden konnte, zu entscheiden.58

Gegen den Beschluß des Staatlichen Notariats über die 
Aufteilung des Nachlasses kann innerhalb von zwei Wochen 
Beschwerde erhoben werden. Gibt ihr das Staatliche Notariat 
nicht statt, dann entscheidet das Kreisgericht endgültig (vgl. 
§§36 Abs. 2 Satz 2, 16 Abs. 3, 17 NG; §59 GVG). Auch in 
solchen Verfahren stehen sich die Beteiligten nicht als Pro­
zeßparteien gegenüber; es gibt somit auch keinen Beschwer­
degegner.54

Aufhebung der Erbengemeinschaft durch das Gericht 
Durch die den Miterben eingeräumte Möglichkeit, die Ver­
mittlung der Aufteilung des Nachlasses und eine Entschei­
dung darüber beim Staatlichen Notariat zu beantragen, wird 
der Gerichtsweg für die Aufhebung der Erbengemeinschaft 
nicht ausgeschlossen. Da es sich dabei um eine zivilrechtliche 
Angelegenheit i. S. des § 4 Abs. 1 Satz 1 GVG handelt, kann 
der Nachlaß auch in einem gerichtlichen Verfahren aufgeteilt 
werden. Dabei sind die Grundsätze der staatlichen Boden­
politik und die Rechtsvorschriften über die Kontrolle des 
Grundstücksverkehrs zu beachten (vgl. §§2841 ZGB).

Wird die Aufhebung der Erbengemeinschaft mit einer 
Klage beantragt, ist § 41 Abs. 2 ZGB entsprechend anzuwen­
den.55 * Begehrt der Kläger die Aufhebung der Erbengemein­
schaft sowohl an Grundstücken als auch an anderen Nachlaß­
gegenständen, ist zunächst durch Teilurteil (§ 77 Abs. 4 Satz 1 
ZPO) dahin zu entscheiden, daß die Grundstücke gerichtlich 
zu verkaufen sind. Bis zur Beendigung des gerichtlichen Ver­
kaufs ist das durch Klage eingeleitete Verfahren gemäß § 71 
Abs. 2 Ziff. 1 ZPO durch Beschluß zu unterbrechen.

Nunmehr hat der Sekretär des Kreisgerichts den gericht­
lichen Verkauf der Grundstücke entsprechend der VO über 
die Vollstreckung in Grundstücke und Gebäude (Grundst- 
VollstrVO) vom 18. Dezember 1975 (GBl. I 1976 Nr. 1 S. 1) an­
zuordnen und durchzuführen. Der für die Grundstücke er­
zielte Erlös ist vom Sekretär für die Erbengemeinschaft beim 
Staatlichen Notariat zu hinterlegen (§ 26 Abs. 2, 1. Stabstrich 
GrundstVollstrVO).

Danach hat die Zivilkammer des Kreisgerichts nach § 72 
Abs. 1 ZPO die Fortsetzung des Verfahrens zu beschließen 
und durch Urteil den hinterlegten Verkaufserlös sowie die
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52 Vgl. G. Janke, Anmerkung zum Beschluß des KrG Altenburg in 
NJ 1982, Heft 9, S. 429.

53 Vgl. Staatliches Notariat Pirna, Beschluß vom 28. Juni 1976
— 50—1—76 — (NJ 1976, Heft 21, S. 657), sowie Fragen und Antworten 
in NJ 1979, Heft 5, S. 224.

54 Zum Beschwerdeverfahren vgl. im einzelnen J. Knodel/R. Krone, 
a. a. O., insbes. S. 166, linke Spalte unten; G. Janke/J. Knödel, 
a. a. O.; BG Suhl, Urteil vom 24. August 1984 - BZK 1/84 — mit 
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